
Die Gerichte wurden 1785 patentrechtlich organisiert, somit haben Gerichte noch nie über irgendwelche hoheitlichen Rechte und Befugnisse verfügt.
Sie behaupten diese nur, eine patentrechtliche Bezeichnung kann über keine Hoheitsrechte verfügen, die Richter sind grundsätzlich nur als jur. PERSONEN dort tätig.
Mitglieder in Freimaurer- Logen, eine jur. PERSON besteht nur aus dem Namen / Bezeichnung einer Sache und kann über keine Rechte verfügen.


Militärregierung – Deutschland
Kontrollgebiet des 0bersten Befehlshabers
Gesetz Nr. 1
Aufhebung Nationalsozialistischer Gesetze
Um die Grundsätze und Lehren der NSDAP aus dem deutschen Recht und der Verwaltung innerhalb des besetzten Gebietes auszurotten, um für das deutsche Volk Recht und Gerechtigkeit wieder herzustellen und den Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz wieder einzuführen, wird
folgendes verordnet. 
Artikel l
1. Die folgenden nationalsozialistischen Grundgesetze, die seit 30.
Januar 1933 eingeführt wurden, sowie sämtliche Ergänzungs- und Ausführungsgesetze, Vorschriften und Bestimmungen, verlieren hiermit ihre Wirksamkeit innerhalb des besetzten Gebietes!
a) Gesetz zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933, RGBl 1/285.
b) Gesetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933/ RGBl 1/479.
c) Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933, RGBl I/l016.
d) Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutze der Parteiuniformen vom 20. Dezember, 1934, RGBl 1/1269.
e) Reichsflaggengesetz vom 15. September 1935, RGBl 1/1145.
f) Hitlerjugendgesetz vom 1. Dezember 1936, RGBl 1/993.
g) Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15. September 1935, RGBl 1/1146.
h) Erlaß des Führers betreffend die Rechtsstellung der NSDAP vom 12. Dezember 1942, RGBl 1/733.
i) Reichsbürgergesetz vom 15. September 1935, RGBl 1/1146.
2. Weitere nationalsozialistische Gesetze werden durch die Militärregierung zu dem in der Einleitung genannten Zweck außer Kraft gesetzt werden.
Artikel II 
Nichtanwendung von Rechtssätzen
3. Kein deutscher Rechtssatz, gleichgültig wie und wann erlassen oder verkündet, darf durch die Gerichte oder die Verwaltung innerhalb des besetzten Gebietes angewendet werden, falls solche Anwendung im Einzelfalle Ungerechtigkeit und Ungleichheit verursachen würde, indem entweder 
(a) jemand wegen seiner Beziehungen zur NSDAP, zu deren Gliederungen, angeschlossenen Verbänden oder betreuten Organisationen begünstigt wird, oder 
(b) jemandem wegen seiner Rasse, Staatsangehörigkeit, seines Glaubensbekenntnisses oder seiner
Gegnerschaft zur NSDAP und deren Lehren Nachteile zugefügt werden.
Artikel III - allgemeine Auslegungsvorschriften
4. Die Auslegung oder Anwendung des deutschen Rechtes nach nationalsozialistischen Grundsätzen, gleichgültig wann und wo dieselben kundgemacht wurden, ist verboten.
5. Entscheidungen der deutschen Gerichte, deutscher Amts- stellen und Beamten, oder juristische Aufsätze, die nationalsozialistische Ziele oder Lehren erklären oder anwenden, dürfen in Zukunft nicht mehr als Quelle für die Auslegung oder Anwendung deutschen Rechtes zitiert oder befolgt werden.
6. deutsches Recht, das nach dem 3o. Januar 1933 in Kraft trat und in
Kraft bleibt, ist so auszulegen und anzuwenden, wie es seinem einfachen Wortlaut entspricht. 
Der Gesetzeszweck und Auslegungen, die in Vorsprüchen oder anderen Erklärungen enthalten sind, bleiben bei der Auslegung außer Betracht.
Artikel IV - Beschränkung von Strafen
7. Anklage darf nur erhoben, Urteile dürfen nur verhängt und Strafen vollstreckt werden, falls die Tat zur Zeit ihrer Begehung ausdrücklich gesetzlich für strafbar erklärt war. 
Ahndung von strafbaren Handlungen unter Anwendung von Analogie oder wegen angeblich
„gesunden Volksempfindens“ ist verboten.
8. Keine grausame oder übermäßig hohe Strafe darf verhängt werden.
Die Todesstrafe ist abgeschafft für alle Verbrechen, die nicht bereits vor dem 30. Januar 1933 gesetzlich mit dem Tode bestraft wurden, es sei denn, daß die Militärregierung die Zustimmung zu deren Verhängung gegeben hat.
9. Die Verhängung der Haft über Personen, die nicht wegen einer bestimmten strafbaren Handlung angeklagt sind und die Bestrafung von Personen ohne gesetzlich vorgeschriebene Strafverhandlung und Verurteilung, sind verboten.
10. Alle Strafen, welche vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verhängt wurden und im Widerspruche hierzu stehen und noch nicht vollstreckt sind, müssen abgeändert werden, um den Vorschriften dieses Gesetzes zu entsprechen, oder sind aufzuheben.
Artikel V - Strafen
11. Jeder Verstoß gegen die Vorschriften dieses Gesetzes soll nach Schuldigsprechung des Täters durch ein Gericht der Militärregierung nach dessen Ermessen mit allen gesetzlich zulässigen Strafen, und im Falle des Artikels IV mit Todesstrafe geahndet werden.
Artikel VI - Inkrafttreten
12. Dieses Gesetz tritt am Tage der ersten Verkündung in Kraft.

Im Auftrage der Militärregierung


[bookmark: _Hlk130287397]BVerfGE 1 BvR 1766/15 vom 03.11.2015

Grundlage für dieses Urteil war, - die Bundesländer sind 1990 nicht dem Grundgesetz beigetreten und sind von daher nicht Grundrecht berechtigt.
Ein Rundfunk- Staatsvertrag der mit dem Urteil vom 25.07.2012  
2 BvF 3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11 für null und nichtig erklärt wurde, kann und konnte niemals irgendwelche hoheitlichen Rechte und Befugnisse verleihen.

[bookmark: _Hlk109281694][bookmark: _Hlk83320822]Die BRiD-Gerichte, sonstige Beamte und Mitarbeiter sind allesamt nicht grundrechtefähig und somit auch nicht prozessfähig.
Eine juristische Person ohne jegliches Grundrecht ist nicht grundbuch-, recht-, geschäfts-, handlungs-, delikt-, insolvenz-, vertrag- oder prozessfähig, sondern ausnahmslos nur schuldfähig!

Erklärung des Niedersächsischen Justizministers hierzu:
[bookmark: _Hlk109281663]Die Länder sind dem Grundgesetz und dem Völkerrecht nicht beigetreten. 
Gemäß der Erklärung des Nds. Justizministeriums in (Dokument 1001 I-202.45) vom 19.01.2017 n.Chr. wird in der Jurisdiktion 
[bookmark: _Hlk166315883]• Rechtsprechung ohne Rechtfähigkeit, 
• Prozesse ohne Prozessfähigkeit, 
• Klagen ohne Klageberechtigung und Klagebefugnis, 
• Schäden ohne Haftbarkeit mit anonymer UN-Verantwortung fingiert und 
• Völkerrecht ohne Zuständigkeit gegen die Verfassungsordnung verleumdet. 
Diese Handlungen sind strafbar. 


1999 Das Militärregierungsgesetz Nr. 53 (MRG Nr. 53) hat bis heute Gültigkeit 
(siehe Urteil BGH 5 StR 97/99 - v. 21. April 1999 (LG Berlin))
Für besetzte Gebiete gelten im völkerrechtlichen Rahmen die Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung (HLKO) mit Vorrang vor allen anderen Gesetzen in Deutschland. 
Dieses Übereinkommen wurde durch Annahme des Bundestages mit Zustimmung
des Bundesrates am 13. Januar 1994 in den Gesetzesstand erhoben.
Laut geltender Art. 46 der „HLKO“ – Haager Landkriegsordnung: "
Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden".
Laut geltender Art. 47 der "HLKO" – Haager Landkriegsordnung: "
Die Plünderung ist ausdrücklich untersagt"

[bookmark: _Hlk166314973]BVerfGE zum Grundgesetz
In der BRD gibt es kein Geltungsbereich mehr (Wegfall Art. 23 „Geltungsbereich“ am 17.07.1990 bzw. rechtswidrig mit den „Europa-Artikel“ überschrieben) „Gesetze ohne Geltungsbereich besitzen keine Gültigkeit und Rechtskraft.“ 
(BVerfGE 3, 288 (319f):6, 309 (338, 363))

Welchem Grundgesetz sollten die Bundesländer auch beitreten?

[bookmark: _Hlk166315123]Die Bundesgebiete wurden am 24 April 1991 rückwirkend zum 23.09.1990 aufgelöst!
Bundes- Verfassungsgericht BvR 1341/90

Welche Bundesländer sollten einem Grundgesetz ohne Geltungsbereich beitreten?

[bookmark: _Hlk151452207]1973 + 1983 BVerfGE - die BRD hat kein Staatsgebiet:
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 1973 mit dem 
Az: 2 BvF 1/73 und Urteil BVG U 2 BVR 373/83 

Auf welchem Staatsgebiet sollte das auch irgendeine Geltung haben???
Kein Staatsgebiet, kein Staatsvolk, keine Staatsgewalt!

[bookmark: _Hlk109281053]1983 BVerfG.  2 BvR 315 / 83 und BGH-Urteil
Es ist verboten den Menschen als Objekt / jur. Person zu behandeln.

Der BGH- Urteil hat 2007 die Amtshaftung auf eine Existenz- Vernichtungshaftung umgestellt für den Betrug über die Strohmannfigur.

[bookmark: _Hlk109281093]1987 BVerfG. 77, 137:
[bookmark: _Hlk131664395]Das deutsche Volk ist seit dem 16.04.1871 Träger des Selbstbestimmungsrechts.

Kein Mitarbeiter der BRD / BRiD hat irgendetwas mit der deutschen Zivilbevölkerung zu tun, sie dürfen auf diese nicht zugreifen
Auch nicht über den Betrug mit der jur. Person.

Kein Deutscher ist verpflichtet irgendwelche Schreiben von den nicht existenten Ämtern- und Behörden der Bundesrepublik Deutschland anzunehmen oder zu beantworten, Einlassungen oder konkludente Annahmen sind aufgrund der verbotenen Zugriffe nicht möglich.


Aufgrund des Urteiles vom 25.07.2012 2 BvF 3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11
ist es den nicht existenten Ämtern- und Behörden der Bundesrepublik Deutschland verboten, 
Personalausweise (Einführung 1957)
Reisepässe
Geburtsurkunden
Eintragungen in die Wohnhaft (1 Sept. 1939) 
seit rückwirkend 1956 auszustellen oder einzutragen.

Durch dieses Urteil haften alle Mitarbeiter der Bundesrepublik Deutschland, schon seit 1956 für ihre Kriegsverbrechen, privat und persönlich.

Die ständig fehlenden Unterschriften sind dabei völlig irrelevant.
Kollaboration, Hochverrat, Belagerung des Deutschen Reiches und Preußens, Beihilfe zum Genozid, Terrorismus, Kriegsführung gegen die Zivilbevölkerung usw. usw…!
